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Suchtprävention stärken - Familien unterstützen!

I.1 Der Landtag dankt allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in den Ein-
richtungen der Suchthilfe und den angrenzenden Hilfesystemen für 
ihre engagierte Arbeit.

I.2 Durch die stark und schnell gewachsene Zahl der Crystal Meth kon-
sumierenden Klienten waren die Suchtberatungs- und Behandlungs-
stellen und die Jugendämter in den vergangenen Jahren vor große 
personelle, finanzielle und strukturelle Herausforderungen gestellt.

II. Die Landesregierung wird gebeten,
1. zur wirksamen Bekämpfung der entstehenden Folge- und Begleit-

probleme durch den Missbrauch der Droge Crystal Meth eine in-
terministerielle Arbeitsgruppe unter Federführung des Thüringer 
Ministeriums für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Fami-
lie zu gründen;

2. eine Bestandsanalyse zu erarbeiten, die auf alle Formen von Ab-
hängigkeitsproblemen gerichtet ist, als wichtiger Bestandteil der 
Weiterentwicklung der Suchthilfe in Thüringen.

III. Die Landesregierung wird aufgefordert,
1. dem Landtag bis zum 30. Januar 2016 zu berichten:

a) in welcher Höhe und für welchen Zeitraum welche Ministeri-
en in den nächsten Jahren vorhaben, Mittel für die Umsetzung 
der Suchtberatung, der Suchtprävention und der niedrigschwel-
ligen Angebote für Suchtmittelkonsumenten bereitzustellen,

b) welche konkreten Maßnahmen im Jahr 2016 umgesetzt wer-
den sollen,

c) welche Weiterbildungsmaßnahmen, in welchem Umfang und 
durch welche Träger für Beratungslehrerinnen und -lehrer und 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Suchthilfe und der Kinder- 
und Jugendhilfe zur Verfügung stehen werden,

d) in welcher Form die Stellen der Suchtberatung und -behand-
lung, Schulen, Einrichtungen der Jugendhilfe und die Kom-
munen bei der Erarbeitung der Maßnahmen beteiligt werden,

e) welche finanziellen Mittel (im Doppelhaushalt 2016/2017) ein-
geplant worden sind, um die geplanten Maßnahmen zu un-
tersetzen,

f) auf welcher Grundlage das Ministerium für Arbeit, Soziales, 
Gesundheit, Frauen und Familie zu einer fachlich-inhaltli-
chen Bedarfsplanung bezüglich des Konsums von Amphet-

A n t r a g

der Fraktionen DIE LINKE, der SPD und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN



2

Thüringer Landtag - 6. WahlperiodeDrucksache 6/1293

amin, Methamphetamin (Crystal) und "legal highs" in Thürin-
gen kommt und

g) wie das Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen 
und Familie unter der Hinzuziehung von vorhandenen Thü-
ringer Daten (Klienten und Einrichtungsdaten der Suchthilfe-
statistik, Krankenhausstatistik, ESPAD-Studie, HBSC-Studie, 
ESA - Epidemiologischer Suchtsurvey) die aktuelle Entwick-
lung bezüglich Konsum psychoaktiver Substanzen und Ab-
hängigkeitsproblematiken in Thüringen bewertet und welche 
Schlussfolgerungen daraus gezogen werden;

2. in der weiteren Suchthilfeplanung Folgendes umzusetzen:
a) die bisherige Suchtpräventionspolitik auf den Prüfstand zu stel-

len und die tatsächlichen Bedarfe zu eruieren,
b) das Suchthilfesystem den neuen Anforderungen und Bedar-

fen anzupassen, und dabei die (Aufklärungs-)Arbeit von Be-
ratung und Suchthilfe den neuen Konsummustern und Kon-
sumentengruppen anpassen,

c) die Erarbeitung einer Bestandsanalyse in enger Kooperation 
mit den Kommunen, den Fachstellen für Suchtprävention, der 
Thüringer Landesstelle für Suchtfragen, dem Präventionszen-
trum und unter Einbeziehung beteiligter Ressorts,

d) Handlungsempfehlungen für die Landkreise und Kommunen 
zum Abschluss verbindlicher Kooperationsvereinbarungen zwi-
schen dem Jugendamt, dem Gesundheitsamt, der Kinder- und 
Jugendhilfe und der Suchthilfe,

e) Ausbau regelfinanzierter Angebote für Familien mit einer ver-
haltens- und/oder substanzspezifischen Abhängigkeitsproble-
matik durch den Freistaat Thüringen,

f) Angehörige in das reguläre Hilfesystem als eigene Zielgruppe 
aufnehmen und gezielt Material dafür entwickeln,

g) Drug-checking-Projekte bis Ende 2017 in Thüringen auf den 
Weg zu bringen,

h) Förderung der Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen zum Um-
gang mit Menschen mit einer Abhängigkeitsproblematik für 
Fachkräfte der Altenhilfe und in Justizvollzugsanstalten,

i) ein Modellprojekt mit Ausnahmegenehmigung gemäß § 3 
Abs. 2 Betäubungsmittelgesetz (BtMG) beim Bundesinstitut 
für Arzneimittel und Medizinprodukte (BfArM) zum Betrieb von 
gesicherten Abgabestellen von Cannabisprodukten in ausge-
wählten Kommunen auf den Weg zu bringen,

j) den § 31a BtMG in Thüringen bei der Auslegung und der Hand-
habung der "geringe Mengen" zum Eigenverbrauch zu über-
prüfen, bis eine bundeseinheitliche Regelung gefunden ist,

k) ein Konzept vorzulegen, wie die bedarfsgerechte Substitu-
tionsbehandlung Opiatabhängiger in Thüringern umgesetzt 
werden kann und darzustellen, welche Ressourcen dafür be-
nötigt werden.

Begründung:

Das Suchthilfesystem in Thüringen braucht ein Konzept, das die neus-
ten Entwicklungen von problematischem Suchtmittelkonsum bedarfs- 
und zielgruppenspezifisch berücksichtigt, konkrete Maßnahmen ableitet. 
Einen Anfang hat Thüringen schon mit dem Entschließungsantrag im 
Bundesrat gemacht, wo ein Gesetzgebungsverfahren zur Änderung des 
Betäubungsmittelgesetzes (BtMG) und der Betäubungsmittelverschrei-
bungsverordnung einzuleiten ist. Ziel dieses Antrages war es, Canna-
bis-Extrakt und Cannabis-Blüten als verkehrsfähige und verschreibungs-
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fähige Betäubungsmittel für die Regelversorgung von Schmerz- und 
Palliativpatienten zur Verfügung zu stellen. Nach der derzeitigen ge-
setzlichen Regelung können zwar seit 2011 Cannabis-Zubereitungen 
als Fertigarzneimittel verordnet werden, aber faktisch hat das an der 
Versorgungslage für die Patientinnen und Patienten nur wenig geän-
dert. Bundesweit wurde 2014 lediglich 109 Patientinnen und Patienten 
die medizinische Verwendung von Cannabis erlaubt. Zum Vergleich: In 
den Vereinigten Staaten von Amerika ist die medizinische Anwendung 
von Cannabis mittlerweile in der Hälfte aller Bundesstaaten erlaubt. Es 
konnte bisher nur ein einziges Fertigarzneimittel zugelassen werden und 
dieses steht ausschließlich zur symptomatischen Therapie der Spastik 
bei Multipler Sklerose zur Verfügung. Damit ist aber den Patientinnen 
und Patienten nicht geholfen, bei denen die üblichen Behandlungsalter-
nativen ausgeschöpft sind und für die nach Abwägung von Nutzen und 
Risiko durch die behandelnde Ärztin bzw. den Arzt eine Therapie mit 
Cannabis indiziert ist, und das sind Menschen mit chronischen, starken 
Schmerzen z.B. im Zusammenhang mit einer Krebs- oder AIDS-Erkran-
kung aber auch verschiedene Krankheitsbilder, die mit schweren Spas-
tiken, also Krämpfen, einhergehen.

Der Antrag fasst die Problemlagen unter Punkt I kurz zusammen.
Unter Punkt II des Antrages wird ein Berichtsauftrag (II.1) an die Landes-
regierung formuliert. Dabei werden die Schwerpunkte benannt, die in der 
Suchthilfeplanung verbindlich berücksichtigt werden sollen.

Bei Punkt II.2 werden konkrete Vorhaben an die Landesregierung erläu-
tert. Dazu gehören:
Neben einer Überprüfung der bisherigen Suchtpräventionspolitik sol-
len die tatsächlichen Bedarfe herausgefunden werden und dann im An-
schluss in einen Handlungsleitfaden für Kommunen erstellt werden.

Weiterhin soll der Ausbau und die bessere Vernetzung der Angebote im 
ambulanten, stationären Bereich und von mobilen Beratungsangebo-
ten, sowie niedrigschwelligen und zugehenden Unterstützungsangebo-
ten forciert werden.

Um die Problematik des Crystal-Meth-Konsums festzustellen, braucht 
es die Anpassung und Weiterentwicklung der vorhandenen statistischen 
Erhebung, um zielgruppenspezifisch  differenzierte Aussagen für die 
Praxis zu ermöglichen. Eine Zunahme des Gebrauchs stimulierender, 
anregender bis aufputschender Substanzen lässt sich für ganz Deutsch-
land nachweisen. Amphetamin, Methamphetamin, Kokain und ephed-
rinhaltige Substanzen nehmen innerhalb des illegalisierten Drogenge-
brauchs eine bedeutende Rolle ein. Insbesondere die Verbreitung von 
Methamphetamin (Crystal) hat deutlich zugenommen. Konsumenten sol-
cher Substanzen weichen in ihrem Verhalten - auch in ihren Reaktionen 
auf Angebote der Drogen- und Suchthilfe - von der klassischen Klientel 
der Beratungsstellen ab. Leistungssteigernde Mittel passen sich in ih-
rem Wirkspektrum zudem gesellschaftlicher Normen und Erwartungen 
an. Dies bedeutet, dass sowohl im Bereich Prävention als auch in der 
Beratung, Begleitung und Hilfe für entsprechende Konsumenten neue 
Wege und Methoden entwickelt werden müssen, um adäquat auf diese 
Herausforderung reagieren zu können. Dazu gehören auch Harm-Re-
duction-Programme, die Unterstützung für risikomindernden Gebrauch 
geben können.

Ein weiteres Gebiet, auf dem ein kompetentes Reagieren der Politik 
notwendig ist, betrifft sog. "legal highs". Dazu der Alternative Suchtbe-
richt 2015: "Seit einigen Jahren hat sich das Angebot an Produkten, die 
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(noch) nicht illegalisierte synthetische Drogen enthalten, in Deutschland 
wie auch europaweit stark ausgeweitet. Derartige, zum Beispiel als Räu-
chermischungen, Badesalze oder Forschungschemikalien (Research 
Chemicals bzw. RCs) irreführend deklarierte Stoffe werden häufig unter 
den Oberbegriffen 'Legal Highs' bzw. zunehmend auch 'neue psychoak-
tive Substanzen' (NPS) diskutiert. Nahezu alle Veröffentlichungen zum 
Thema verweisen auf die große und seit 2008 sprunghaft angestiege-
ne Anzahl derartiger Substanzen, die - zumeist über OnlineShops - ge-
handelt werden (EMCDDA 2013). Durch diese Entwicklung ergibt sich 
für Drogenpolitik, Strafverfolgungsbehörden, Drogenhilfe und Forschung 
eine neuartige Problemlage."
Quelle: http://alternativer-drogenbericht.de/zur-verbreitung-von-neuen-
psychoaktiven-substanzen-nps/. Mit auf Repression zentrierten Maß-
nahmen werden die Probleme nicht gelöst, sondern allein verlagert und 
verkompliziert. Auch hier bedarf es erweiterter Sachkompetenz in Dro-
genhilfe und präventive, schlüssige Konzepte.

Unterstützungsangebote für Familiensysteme mit einer Abhängigkeits-
problematik und der gezielte Ausbau von Informationen für Angehörige 
sollen besonders in den Fokus genommen werden, genauso wie zielgrup-
penspezifische Konzepte für die Altenhilfe und Justizvollzugsanstalten.

Die Cannabis-Politik braucht ein neues gesetzliches Fundament und 
eine neue Idee. Eine regulierte, legale Abgabe von Cannabis könnte in 
einem Modellprojekt mit einer Thüringer Kommune ausprobiert werden. 
Das Ziel der Schwächung des Schwarzmarktes als ordnungspolitisches 
Ziel, die Kostenersparnis in der Strafverfolgung könnte so für die Prä-
ventionsangebote nutzbar gemacht werden.

Es braucht eine Cannabis-Politik, die bewusst und konsequent eine ge-
sundheitspolitische Ausrichtung zum Maßstab nimmt. Diese Politik soll 
die schützten, die Schutz brauchen, nämlich Kinder und Jugendliche, 
und erwachsene Konsumentinnen und Konsumenten nicht mehr krimi-
nalisieren. Gleichzeitig soll ein reguliertes und überwachtes System für 
Anbau, Handel und Abgabe geschaffen werden, bei dem - im Gegen-
satz zu heute - Verbraucher- und Jugendschutz sowie Suchtpräventi-
on greifen. So werden Menschen erst für Beratung und Hilfe erreichbar. 
Nichtkriminalisierte Konsumenten sind den Erfahrungen gemäß auch für 
Beratung und gegebenenfalls Hilfe offener zugänglich als Menschen, 
denen ihre eigene Strafverfolgung bewusst ist.

Ein Modellprojekt zum sogenannten "Drug-Checking" soll in Kooperati-
on mit Thüringer Kommunen bis zum Jahr 2017 auf den Weg gebracht 
werden. Unter dieser Drogenprüfung versteht man die chemische Analy-
se von zumeist auf dem Schwarzmarkt gehandelten psychotropen Sub-
stanzen, um potentielle Konsumentinnen und Konsumenten vor beson-
ders gesundheitsschädlichen Präparaten warnen zu können und somit 
die Gefahren, die beim Konsum von Substanzen mit einer nicht bekann-
ten Zusammensetzung entstehen können, zu vermindern und Drogen-
mündigkeit zu fördern.

In verschiedenen europäischen Ländern gibt es bereits Möglichkeiten 
zum Drug-Checking wie zum Beispiel in Österreich, den Niederlanden 
und der Schweiz. In Spanien, Frankreich, Österreich, der Schweiz und 
den Niederlanden wird Drug-Checking von staatlichen oder halbstaatli-
chen Stellen betrieben. Drug-Checking kann konkrete gesundheitliche 
Gefahren abwenden und ist ein entscheidender Schritt, um Drogen-
politik Glaubwürdigkeit - auch unter Drogengebraucher - zu verleihen.

http://alternativer-drogenbericht.de/zur-verbreitung-von-neuen-psychoaktiven-substanzen-nps/
http://alternativer-drogenbericht.de/zur-verbreitung-von-neuen-psychoaktiven-substanzen-nps/
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Substitutionsbehandlung Opiatabhängiger ist ein Behandlungsangebot, 
welches über zusätzlich qualifizierte Suchtmediziner vorgehalten und 
über psychiatrische, therapeutische oder psychosoziale Begleitung ver-
schiedene Behandlungsziele verfolgt. Neben der gesundheitlichen Stabili-
sierung von Schwerstabhängigen und Ermöglichung einer medizinischen 
Behandlung einer weiteren Erkrankung, Überbrückung und Motivation 
für eine Entwöhnungstherapie, als Erhaltungstherapie zur sozialen und 
beruflichen Integration. Für die Behandlung sind verschiedene Medika-
mente zugelassen, u.a. seit 2014 Diamorphin. Ein landesweites Konzept 
soll die bedarfsgerechte Versorgung erheben und langfristig sichern. 

Für die Fraktion 
DIE LINKE:

Für die Fraktion 
der SPD:
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